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Sehr geehrte Damen und Herren!
der Bundesverband Photovoltaic Austria möchte die Novelle des Oö. Bautechnikgesetzes zum
Anlass nehmen, um auf die Problematik der derzeitigen Bestimmung zum Schutz vor
herabfallendem Schnee und Eis – insbesondere in Kombination mit Photovoltaikanlagen –
hinzuweisen.
Während die OIB-Richtlinie 4 einen differenzierten Ansatz verfolgt und auf den Schutz von
Nachbargrundstücken sowie allgemein zugänglichen Bereichen abzielt, verlangt das Oö.
Bautechnikgesetz faktisch ein vollständiges Verhindern des Abrutschens von Schnee und Eis –
ohne Differenzierung nach Grundstücksgrenzen oder technischer Machbarkeit. Diese Regelung
führt in der Praxis zu technischen, wirtschaftlichen und rechtlichen Spannungsfeldern. In
Kombination mit unterschiedlichen Vorgaben in den Bundesländern entsteht zudem eine
uneinheitliche Rechtslage, die in der Bau- und Photovoltaikbranche zu erheblicher Planungs- und
Rechtsunsicherheit führt.
Ziel muss eine bundesweit konsistente Rechtslage sein, die Sicherheitsinteressen wahrt, jedoch
gleichzeitig die praktische Umsetzbarkeit und die energiepolitischen Zielsetzungen – insbesondere
den beschleunigten Ausbau der Photovoltaik – nicht unverhältnismäßig erschwert.
Konkret sollte dem Beispiel des Landes Kärnten (und Niederösterreich) gefolgt werden und in § 28
Abs. 2 Schutz vor Aufprallunfälle und herabstürzenden Gegenständen bezüglich des Abrutschens
von Schnee und Eis direkt auf die OIB-Richtlinie 4 verwiesen (oder deren Formulierung
übernommen) werden.
Die detaillierte Stellungnahme zur Novelle finden Sie auf den folgenden Seiten.
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